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Gesetz 
zur Einführung digitaler Sitzu_ngen für 
kommunale Gremien und zur Anderung 

kommunalrechtlicher Vorschriften 
Der Land tag hat das folgende Gesetz beschlossen , das 
hiermit verkündet wird: 

2023 

Gesetz 
zur Einführung digitaler Sitzu_ngen für 
kommunale Gremien und zur Anderung 

kommunalrechtlicher Vorschriften 

Vom 13. April 2022 

Artikel 1 
Änderung der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen 

Die Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfa­
len in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 
1994 (GV. NRW. S . 666) , die zuletzt durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 1. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1346) und 
Artikel 4 des Gesetzes vom 1. Dezember 2021 (GV. NRW. 
S. 1353) geändert worden ist, wird wie fo lgt geändert: 

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe zu § 47 w ird folgende Angabe 
eingefügt: 

,,§ 47a Einberufung von S itzungen in besonderen 
Ausnahmefällen". 

b) Nach der Angabe zu § 58 w ird folgende Angabe 
eingefügt: 

,,§ 58a Hybride Sitzungen der Ausschüsse". 

2. In § 27 Absatz 12 Satz 3 wird nac h dem Wort „Inte­
grationssausschuss" das Wort „d ie" eingefügt, das 
Wort „und" durch ein Komma ersetzt und nach der 
Angabe „58" die Angabe „und § 58a" eingefügt. 

3. In § 34 Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Ratsmitgliedern" die Wörter ,,, Bürgermeisterinnen 
oder Bürgermeistern" eingefügt. 

4. Dem § 36 Absatz 5 wird folgender Satz angefügt: 

,,§ 58a findet entsprechende Anwendung." 

5. § 44 Absatz 3 Satz 3 wird wie fol gt gefasst: 

„Der Verdienstausfall und die Aufwendungen für die 
entgeltli che Betreuung von pflege- ode r betreuungs­
bedürftigen Angehörigen sind nach Maßgabe der Re­
gelungen des§ 45 Absatz 1 zu ersetzen." 

6. § 45 wird wie rolgt gefasst: 

,,§ 45 
Entschädigung der Ratsmitglieder 

(1) Die Ratsmitgli eder sowie die Mitglieder der Aus­
schüsse und Bezirksvertretungen haben Anspruch 
auf eine angemessene Aufwandsentschädigung und 
auf Ersatz des Verdienstausfalles, der ihnen durch 
die Mandatsausübung entsteht, sowe it sie während 
der Arbeitszeit erforderlich ist. Perso nen, die nicht 
oder weniger als 20 Stunden pro Woche erwerbstätig 
sind, jedoch einen Haushalt von mindestens zwei 
Personen, wovon eine Person e in pflege- oder betreu­
ungsbedürftiger Angehöriger ist, oder einen Haus­
halt von mindestens drei Personen führen, erhalten 
anstelle des Verdienstausfa lls eine Entschädigung in 
Form eines Stundenpauschalsatzes. Aufwend ungen 
für die entge ltl iche Betreuung von pflege- oder be­
treuungsbedürftigen Angehörigen während der Aus­
übung des Mandats werden erstattet. 

(2) Der Rat kann in der Hauptsatzung beschließen, 
dass den Ratsmitgliedern sowie den Mitgliedern der 

Ausschüsse und Bezirksvertretungen zusä tzlich zu 
den Ansprüchen nach Absatz 1 Auslagenersatz sowie 
sonstige Leistungen gewährt werden , soweit diese 
nicht durch Rechtsverordnung geregelt sind und ei­
nen unmittelbaren Bezug zur Mandatsausübung auf­
weisen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sind auch auf Fraktionssit­
zungen anzuwenden. Fraktionssitzungen sind a uch 
Sitzungen von Teilen einer Fraktion wie Fraktions­
vorstand und Fraktionsarbeitskreise. Die Zahl der 
ersatzpflichtigen Fraktionssitzungen pro Jahr ist in 
der Hauptsatzung zu beschränken. 

(4) Auf die Aufwandsentschädigung kann nicht ver­
zichtet werden. Der Anspruch auf Aufwa ndsentschä­
di gung ist nicht übertragbar. Wird das Manda t län­
ger als drei Mona te nicht wahrgenommen, kann eine 
Aufwandsentschädigung für die Zeit der a ndauern­
den Nichtausübung des Mandats nicht beansprucht 
werden, es sei denn , das Mitglied hat die Nichtaus­
übung nicht zu vertreten." 

7. § 46 Absatz 2 Satz 4 wird aufgehoben. 

8. In § 47 Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort „Ra­
tes" die Wörter „sowie die Art der Information der 
Öffentlichkeit über den Zugang der Öffentlichkeit 
zu einer digitalen Sitzung" eingefügt. 

9. Nach § 47 w ird folgender§ 47a eingefügt: 

,,§ 47a 

Einberufung von Sitzungen in besonderen 
Ausnahmefällen 

(1) In besonderen Ausnahmefällen wie Katas tro­
phen, einer epidemischen Lage oder anderen außer­
gewöhnlichen Notsituationen kann die Durchfüh­
r ung von Sitzungen des Rats, der Ausschüsse und 
der Bezirksvertretungen in digitaler Form erfolgen, 
sofern die dafür erforderlichen Voraussetzungen er­
füllt sind (digitale Sitzung). 

(2) Bei einer digita len Sitzung nehmen alle Gremi­
en mitglieder ohne persönliche Anwesenheit am Sit­
zungsort unter Einsatz_ technischer Hilfsmittel durch 
zeitgleiche Bild-Ton-Ubertragung an der Sitzung 
teil. Bei einer digital en S itzung gelten per Bild-Ton­
Ubertragung teilnehmend e Gremienmitglieder a ls 
a nwesend im Sinne von § 49 Absatz 1 Satz l. Einer 
digitalen Sitzung steht eine hybrid durchgeführte 
Sitzung gleich , in der Gremienmitglieder teils per­
sönlich a nwesend und te ils ohne persönliche Anwe­
senheit an der Sitzung teilnehmen, während die Sit­
zungsleitung am Sitzungsort anwesend ist. 

(3) Dem Rat bleibt di e Feststellung eines Ausnahme­
falls nach Absatz 1 und die Entscheidung darüber 
vorbehalten, ob infolge dessen digitale oder hybride 
Sitzungen durchgeführt werden. Der Beschluss dar­
über ist mit zwei Dritteln sei ner Mitglieder, längs­
tens fü r einen Zeitraum von zwei Monaten, zu fa s­
sen. Die Stimmabgaben können in Textform erfol­
gen. Die Beschlussfassung soll so rechtzeitig gefasst 
werden, dass die Frist des § 47 Absatz 2 Satz 1 ge­
wa hrt werden kann. Die Verlängerung ist bei einem 
weiteren Andauern des besonderen Ausnahmefalles 
möglich. Für den Beschluss über eine Verlängerung 
gilt Satz 2 entsprechend. 

(4) Die Durchführung von digitalen und hybriden 
Sitzungen ist nur zulässig, wenn und soweit die er­
forderlichen technischen Voraussetzungen für ihre 
Durchführung vorliegen und jedes Gremienmitglied 
über eine digitale Zugangsmöglichkeit zur Sitzung 
verfügt. Für die digitalen und hybriden Sitzungen 
dürfen nur di e Anwendungen verwendet werden , die 
von der für die Zert ifi z ierung zuständigen Stelle zu­
gelassen sind. Die Gemeinde hat in ihrem Vera nt­
wortungsbereich dafür Sorge zu tragen , dass die 
technischen Voraussetzungen während der Sitzung 
durchgehend bestehen; die Gremienmitgl iecler stel­
len ihre Sitzungsteilnahme per Bild-Ton-Ubertra­
gung in eigener Verantwortung sicher. 

(5) Bei digitalen Sitzungen wircl der Öffentlichkeits­
grundsatz über di e Bild-Ton-Ubertragung der Sit­
zung gewa hrt. Die Herstellung der Offentlichkeit 
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nach Satz 1 erfolgt über die Bereitstellung eines ge­
schützten Zugangs zur digitalen Sitzung. § 48 Ab­
satz 4 gilt entsprechend." 

10. § 48 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 3 wird fo lgender Absatz 4 eingefügt: 

,,(4) In öffentlichen Sitzungen sind Bildaufnah­
men zulässig, wenn sie die Ordnung der Sitzung 
nicht gefährden. Film- und Tonaufnahmen von 
den Ratsmitgliedern mit dem Ziel der Veröffentli­
chung sind in öffentlicher Sitzung nur zulässig, 
soweit die Hauptsa tzung dies bestimmt." 

b) Der bisherige Absa tz 4 wird Absatz 5. 

11. In § 58 Absatz 1 Satz 5 werden die Wörter ,,; § 45 
Absatz 5 Nummer 3 bleibt unberührt" gestrichen. 

12. Nach§ 58 wird folgender§ 58a eingefügt: 

,,§ 58a 
Hybride Sitzungen der Ausschüsse 

In der Hauptsatzung kann bestimmt werden, dass 
Ausschüsse des Rates auch außerhalb der besonde­
ren Ausnahmefälle nach ~ 4 7a Absatz 1 hybride Sit­
zungen durchführen dürfen. Von diesem Recht aus­
genommen sind die in § 57 Absatz 2 genannten Aus­
schüsse . Dem jeweiligen Ausschuss bleibt die 
Entscheidung darüber vorbehalten. Der Beschluss 
darüber, ob eine Sitzung des Ausschusses als hybride 
Sitzung durchgeführt werden soll, ist mit einfacher 
Mehrheit zu fassen. Die Beschlussfassung soll so 
rechtzeitig gefasst werden, dass § 47 Absatz 2 ge­
wahrt werden kann. § 4 7a Absatz 2 Satz 3 und Ab­
satz 4 gilt entsprechend." 

13. § 60 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird aufgehoben. 

b) Absatz 3 wird Absatz 2. 

14 . In § 62 Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „Absatz 3" 
durch die Angabe „Absatz 2" und die Angabe „Abs." 
durch das Wort „Absatz" ersetzt . 

15. Nummer 15 wird wie folgt gefasst: 

a) In § 108a Absatz 4 Satz 1 werden nach den Wör­
tern „Sa tz 2 und 3" die Wörter „und Absatz 6" 
eingefügt. 

b) 

aa) In § 113 wird nach dem Absatz 5 folgender 
Absatz 6 eingefügt: 

,,(6) Die Vertreterinnen und Vertreter der Ge­
meinde haben über die zur Wahrnehmung 
des Vertretu_ngsa mtes sowie die zur Beurtei­
lung und Uberwachung der Geschäfte, die 
das Unternehmen oder die Einrichtung be­
treibt, erforderliche betriebswirtschaftliche 
Erfahrung und Sachkunde zu verfügen . Die 
Gemeinde soll den nach Satz 1 entsand ten 
Personen die Gelegenheit geben, regelmäßig 
an Fortbildungsveranstaltungen teilzuneh­
men , die der Wahrnehmung dieser Aufgaben 
dienlich sind. Die nach Satz 1 entsandten 
Personen haben sich regelmäßig zur Wahr­
nehmung dieser Aufgaben fortzubilden." 

bb) Der bisherige Absatz 6 wird zu Absatz 7. 

16 . Dem § 133 werden folgende Absätze 4 und 5 a nge­
fügt: 

,, (4) Das für Kommunales zuständige Ministerium 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung im Beneh­
men mit dem für Kommunales zuständigen Aus­
schuss des Landtags und mit der oder dem Beauf­
tragten der Landesregierung Nordrhein-Westfalen 
für Informationstechnik Vorschriften zur Verwirkli­
chung der in § 47a Absatz 2 bis 5 bezeichneten An­
forderungen zu erlassen. Dies betrifft insbeso nd ere 
Vorgaben hinsichtlich der techni schen und organisa­
tori schen Umsetzung von Sitzungen in digitaler und 
in hybrider Form im Einzelnen, insbesondere bei 
Verfahren nach § 48 Absa tz 2 Satz 2 bis 5 sowie § 50 
Absatz 1 und 2, einschließlich datenschutzrechtli-

eher und informationssicherheitsrechtlicher Stan­
dards. Die Rechtsverordnung kann ferner eine juris­
tische Person des öffentlichen Rechts als zuständige 
Stelle für die Zertifizierung nach § 47a Absatz 4 
Satz 2 bestimmen und die für sie maßgeblichen Ver­
fahren und Anforderungen nä her festlegen. 

(5) Das für Kommunales zuständige Ministerium 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, nähere 
Vorschriften über die Voraussetzungen der Ansprü­
che nach § 45 Absatz 1 zu treffen und insbesondere 
die Höhe der zu gewährenden Aufwandsentschädi­
gung durch Festlegung unter anderem von Regel­
stundensätzen , Höchstbeträgen , Monatspauschalen 
und Sitzungsgeldern festzusetzen." 

2021 

Artikel 2 
Änderung der Kreisordnung 

für das Land Nordrhein-Westfalen 

Die Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 
NRW. S. 646) , die zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes 
vom 1. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1346) geändert wor­
den ist, wird wie folgt geändert: 

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert : 

a) Nach der Angabe zu § 32 wird fo lgende Angabe 
eingefügt: 

,,§ 32a Einberufung von Sitzungen in besonderen 
Ausnahmefällen". 

b) Nach der Angabe zu § 41 wird folgende Angabe 
eingefügt: 

,,§ 41a Hybride Sitzungen der Ausschüsse". 

2. § 29 Absatz 3 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Der Verdienstausfall und di e Aufwendungen für die 
entgeltliche Betreuung von pflege- oder betreuungs­
bedürftigen Angehörigen sind nach Maßgabe der Re­
gelungen des§ 30 zu ersetzen." 

3. § 30 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 30 
Entschädigung der Kre istagsmitglieder 

Für die Entschädigung der Mitglieder des Kreistags, 
des Kreisausschusses und der Ausschüsse gelten die 
§§ 45 und 133 Absatz 5 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen entsprechend." 

4. Nach § 32 wird folgender § 32a eingefügt: 

,,§ 32a 
Einberufung von Sitzungen 

in besonderen Ausnahmefällen 

§ 47a der Gemeindeordnung für das Land Nordrhe in­
Westfalen gilt für die Einberufung des Kreistags, des 
Kreisausschusses und der Aussc hüsse nach § 41 in be­
sonderen Ausnahmefällen entsprechend." 

5. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt: 

,, (4) § 48 Absatz 4 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen gilt entsprechend." 

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

6. In § 39 Absatz 4 wird vor dem Wort „Absätze" das 
Wort „Die" eingefügt und die Angabe „4" durch die 
Angabe „3" ersetzt. 

7. In § 41 Absatz 3 Satz 5 werden die Wörter ,,; § 30 
Abs. 4 Nr. 3 bleibt unberührt" gestrichen. 

8. Nach§ 41 wird folgender§ 41a eingefügt: 

,, § 41a 
Hybride Sitzungen der Ausschüsse 

§ 58a der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein­
Westfalen gilt für di e Ausschüsse des Kreistages ent­
sprechend mit der Maßgabe, dass der Kreisausschuss 
von der Anwendung der Vorschrift ausgeschlossen ist." 



492 Gesetz- und Verordnungsblatt [ür das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 2 1 vom 25. April 202 2 

9. § 50 wird wie folgt geändert: 

a ) Absatz 4 wird aufgehoben. 

b) Absatz 5 wird Absa tz 4. 

2022 

Artikel 3 
Änderung der Landschaftsverbandsordnung 

für das Land Nordrhein-Westfalen 

Die Landschaftsverbandsordnung für das Land Nord­
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vo m 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 657) , die zuletzt durch 
Artikel 9 des Gesetzes vom l. Dezember 2021 (GV. NRW. 
S. 1346) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

l. Nach § 8a wird folgender§ 8b eingefügt : 

,,§ Sb 
Einberufung von Sitzungen in besonderen 

Ausnahmefällen 

§ 47a der Gemeindeordnung für das Land Nordrhe in ­
Westfalen gilt für die Einberufung der Landschafts­
versammlung, des Landschaftsausschusses und der 
Fachausschüsse in besonderen Ausna hmefäll en ent­
sprechend ." 

2. Dem § 9 Absatz 1 wird fo lgender Satz angefügt: 

,,§ 48 Absatz 4 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfa I en g ilt entsprechend." 

3. § 11 Absatz 5 wird a ufgehoben. 

4. Nach§ 13 wird folgender§ 13a eingefü gt: 

,,§ 13a 
Hybride Sitzungen der Fachausschüsse 

§ 58a der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein­
Westfalen gilt für di e Fachausschüsse entsprechend." 

5. § 16 Absatz 1 wird wie folgt gefasst : 

,, (1) Für die Freis tellu ng und Entschädigung der Mit­
glieder der Landscha ftsversammlung, des Land­
schaftsa usschusses und der Fachausschüsse gelten die 
§§ 44, 45 und 133 Absatz 5 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen entsprechend." 

2021 

Artikel 4 
Änderung des Gesetzes über den Regiona lverband Ruhr 

Das Gesetz über den Regionalverband Ruhr in der Fas­
su ng der Bekanntmachung vom 3. Februar 2004 (GV. 
NRW. S. 96) , das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes 
vom 1. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1346) geä nde rt wor­
den ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 11 
folgende Angabe eingefügt: 

,,§ lla Einberufung in besonderen Ausnahmefällen 
und Durchführung von Sitzungen in hybrider Form". 

2. § 11 Absatz 1 Satz 2 und 3 wird durch den folgenden 
Satz ersetzt: 

,, § 48 Absatz 4 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen g ilt für die Sitzungen der Ver­
bandsversammlung entsprechend." 

3. Nach § 11 wird folgend er§ lla eingefügt: 

,,§ 11a 
Einberufung in besonderen Ausnahmefäll en und 
Durchführung von S itzungen in hybrider Form 

Für die Einberufung der Verbandsversammlung, des 
Verbandsausschusses und der sonstigen Ausschüsse in 
besonderen Ausnahmefällen gilt § 47a der Gemeinde­
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen. Für die 
Durchführung von Sitzungen der sonstigen Aus­
schüsse in hybrider Form gilt § 58a der Gemei ndeord-

nung für das Land Nordrhein-Westfalen entspre­
chend." 

4. § 12 Absatz 3 wird wie fol gt gefasst: 

,, (3) Für die Freistellung und Entschäd igung der eh­
renamtlichen Mitgli eder der Verbandsversammlung 
gelten die §§ 44, 45 und 133 Absatz 5 der Gemeinde­
ordnung für das Land Nordrhein-Westfa len entspre­
chend." 

5. § 13 Absatz 5 wird aufgehoben. 

202 

Artikel 5 
Änderung des Gesetzes über kommunale 

Gemeinschaftsarbeit 

§ 17 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbe it 
in der Fassung der Bekanntmachung vom l. Oktober 
1979 (GV. NRW. S. 621), das zuletzt durch Artikel 11 des 
Gesetzes vom 1. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 134 6) ge­
ändert worden is t , wird wie folgt gefasst : 

,, § 17 

Ehrenamtliche und hauptberufliche Tätigkeit 

(1) Die Mitglieder der Verbandsversammlung und die 
Verbandsvorsteherin oder der Verbandsvorsteher sind 
ehrenamtlich tätig. Sie haben Anspruch auf Verdienst­
ausfall in entsprechender Anwendung von § 45 Absatz l 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfa­
len sowie auf Aus lagenersa tz. Die Verbandssatzung kann 
bestimmen, dass anstell e oder in Ergänzung des Ve r­
di enstausfall- und Auslagenersatzes nach Satz 2 e ine an­
gemessene Entschädigung geza hlt sowi e so nstige Leis­
tungen gewährt werden, soweit di ese einen unmittelba­
ren Bezug zur Ma ndatsa usübung aufweisen. 

(2) Wenn es nach Art und Umfang der wahrzunehmen­
den Aufgaben zweckmäßig ist , kann die Verbandssatzung 
di e Bestellung einer ha uptamtli chen Verbandsvorstehe­
rin oder eines ha upta mtlichen Verbandsvorstehers vorse­
hen. Hierzu kann bestellt werden, wer die für dieses Am t 
erforderliche E ignung, Befähigung und Sachkunde be­
sitzt. Die Stelle ist öJ'fentlich a uszuschreiben. 

(3) Der Zweckverba nd ha t das Recht , Beamtinnen und 
Beamte zu ernennen. Bedienstete dürfen hauptamtlich 
nur eingestellt werden, wenn das in der Verbandssatzung 
vorgesehen ist. Die Verbandssatzu11g muss in di esem 
Falle auch Vorschriften über die Ubernahme der Be­
diensteten durch Verbandsmitgli eder oder über di e sons­
tige Abwicklung der Dienst- und Versorgungsverhält­
nis se_ im Falle der Auflösung des Zweckverbandes oder 
der Anderung seiner Aufgaben treffen." 

20 00 

Artikel 6 
Änderung des Gesetzes über die 

Gemeindeprüfungsanstalt 

In § 2a Absatz 4 des Gemeindeprüfungsanstaltsgesetzes 
vom 30. April 2002 (GV. NRW. S. 160) , das zuletzt durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 1. Dezember 2021 (GV. NRW. 
S. 1346) geändert worden ist, wird das Wort „durch" 
durch die Wörter „und für weitere Fachprogramme und 
Anwendungen durch, soweit sie durch Gesetz oder 
Rechtsverordnung als für die Zulassung dieser Pro­
gramme und Anwendungen zuständige Stelle bestimmt 
ist " ersetzt. 

Artikel 7 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am 
Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Artikel 1 Nummer 13 und 14, Artikel 2 Nummer 6 
und 9, Artikel 3 Nummer 3 und Artikel 4 Nummer 5 tre­
ten am 1. Januar 2023 in Kraft. 

Düsseldorf, den 13. April 2022 
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Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

Der Mini sterpräsident 

Hendrik W ü s t 

Der Mini ster des Innern 

Zugleich für Die Ministerin für Heimat, 
Kommunales, Bau und Gleichstellung 

Herbert R e u 1 

Der Minister für Wirtschaft, Innovation , 
Digitalisierung und Energie 

Zugleich für den Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration 

Prof. Dr. Andreas P i n k w a r t 

- GV. NRW. 2022 S . 490 

2006 

Rechtsverordnung zur Aufgabenübertragung 
auf die d-NRW AöR (d-NRWVO) 

Vom 28. März 2022 

Auf Grund des § 6 Absa tz 2 des Errichtungsgesetzes d­
NRW AöR vom 25 . Oktober 2016 (GV. NRW. S . 862), der 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 1. Februar 2022 (GV. 
NRW. S. 122) neu gefasst worden ist , verordnet das Mi­
nisterium für Wirtschaft , Innovation , Digitalisierung und 
Energie im Einvernehmen mit dem Ministerium der Fi­
nanzen, dem Ministerium des Inneren , dem Ministerium 
für Arbeit , Gesundheit und Soziales, dem Ministerium 
für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration , dem 
Ministerium für Kultur und Wissenschaft und dem Mi­
nisterium für Heima t, Kommunales, Bau und Gleichstel­
lung: 

§ 1 

Aufgabenzuweisung 

Der d-NRW AöR werden folgende Aufgaben zur aus­
schließlichen Wahrnehmung im Sinne des § 6 Absatz 2 
des Errichtungsgesetzes d-NRW AöR zugewiesen: 

1. die Koordinierung der Verwaltungseb enen übergrei­
fenden , kommunal-staa tlichen Maßna hmen zur U m­
setzung des Onlinezugangsgesetzes vom 14. August 
2017 (BGBl. I S. 3122, 3138), das zuletzt durch Arti­
kel 16 des Gesetzes vom 28. Juni 2021 (BGBl. I 
S. 2250) geändert worden ist, einschließlich ihrer 
Folgeaufgaben ab dem Jahr 2023 unter besonderer 
Berücksichtigung der Verordnung (EU) 2018/1724 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
2. Oktober 2018 über die Einrichtung eines einheitli­
chen digitalen Zugangstors zu Informationen , Ver­
fahren, Hilfs- und Problemlösungsdiensten und zur 
Anderung der Verordnung (EU) Nr. 1024/ 2012 (ABl. 
L 295 vom 21.11.2018 , S.1) , 

2. 

3. 

die Koordinierung des Bezugs und der Bereitstellung 
von Einer-für-Alle-Diensten (EfA-Diensten) und 
weiteren OZG-Diensten aus den Bundesländern für 
die Mit- und Nachnutzung in Nordrhein-Westfalen, 
einschließlich des kommunalen Bereichs , sowie die 
Koordinierung des Bezugs und der Bereitstellung 
von EfA-Diensten und weiteren OZG-Diensten aus 
Nordrhein-Westfalen für die Mit- und Nachnutzung 
in den Bundesländern , mit Ausnahme der EfA-Dien­
ste, die die Landesverwaltung unter Rückgriff des 
FIT-Store der Föderalen IT-Kooperation (FITKO) 
nutzt, 

die Koordinierung des Föderalen Informationsma­
nagement zur Erfassung, Pflege und Bereitstellung 
von Leistungsbeschreibungen , Sollprozessen und 
Da tenfeldern über die Landesredaktion Nordrhein­
Westfalen, 

4. die Weiterentwicklung, Pflege und Wartung von Ser­
viceportal. NRW, 

5. die Weiterentwicklung, technische Projektsteuerung, 
Pflege und Wartung des Wir tschafts-Service-Portal. 
NRW (WSP. NRW), einschließlich einer Plattform für 
den Betrieb von wirtschaftsbezogenen EfA-Diens­
ten, 

6. die Weiterentwicklung, Pflege und Wartung des Ver­
gabeportals Nordrhein-Westfalen einschließlich sei­
ner bestehenden Module wie Vergabemarktplatz, 
Vergabemanagementsystem, Vergabekatalog, Nach­
prüfungsmodul sowie des E-Rechnungsportals , 

7. die Weiterentwicklung, Pflege und Wartung des Mel­
deportals für Behörden Nordrhein-Westfalens ein­
schließlich des Lichtbildporta ls, 

8. die Weiterentwicklung und Pflege des Standard-IT­
Verfahrens Förderplan . web einschließlich der Pflege 
der bestehenden, auf Förderplan .web basierenden 
Fachverfahren innerhalb des Ablösezeitraums, 

9. die Geschäftsstellenleitung des Digitalen Archives 
Nordrhein-Westfalen (DA NRW) und gemeinsam mit 
der Koordinierungsstelle für IT-Standards (KoSIT) 
der Betrieb der Standards XGewerbeordnung und 
XUnternehmen , 

10 . die Zertifizierung und gemeinsam mit der KoSIT der 
Bet rieb des Standards XSozial, 

11. die Weiterentwicklung, Pflege und Wartung der Sozi­
alplattform einschließlich der dafür notwendigen 
Geschäfts- und Koordinierungsstellentätigkeiten, 

12. die Entwicklung, Weiterentwicklung, Pflege und 
Wartung des Antragsservice Anerkennung ausländi­
scher Berufsqualifikationen einschließlich der dafür 
notwendigen Koordinierungstä tigkeiten , 

13. die Weiterentwicklung, Wartung und Pflege von Ki­
Biz.web als zentrales Verfahren für die Abwicklung 
der Förderungen im Kontext der Kindertagesbetreu­
ung, 

14. die Weiterentwicklung, Pflege und Wartung von Bau­
portal.NRW, 

15 . die Weiterentwicklung, Pflege und Wartung der IT­
Verfahren PfAD.web, PfAD.uia, PfAD.invest , PfAD. 
wtg sowie der Heimfinder NRW und der Angebots­
finder sowie 

16. die Entwicklung, Weiterentwicklung und Pflege und 
Wartung der Zentralen Da tenbank fü r kommunale 
Schwarzarbeitsbekämpfung. 

§2 

Exklusivität 

Mit der Wahrnehmung der in § 1 aufgeführten Digitali­
sierungsaufgaben da rf die Landesverwaltung Dritte 
nicht mehr betrauen. Die d-NRW AöR darf sich bei der 
Erfüllung der Aufga ben nach § 1 jedoch mit Zustim­
mung der Landesverwaltung geeigneter Dritter bedie­
nen. 

§ 3 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft . 

Düsseldorf, den 28 März 2022 

Der Minister 
für Wirtschaft , Innova tion , Digitalisierung und Energie 

Prof. Dr. Andreas P i n k w a r t 
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